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Vorwort 

Die Diskussion über die tariflichen Differenzierungsklauseln scheint 
kein Ende zu nehmen. Insbesondere die Entscheidung des Großen 
Senats des Bundesarbeitsgerichts vom 29. 11. 1967, die eine tarifvertrag-
liehe Differenzierung nach der Gewerkschaftszugehörigkeit für unzu-
lässig erklärt hat, brachte nicht die erhoffte Annäherung der gegen-
seitigen Ansichten. Der Meinungsstreit ist darauf zurückzuführen, daß 
die Auseinandersetzung über die tariflichen Differenzierungsklauseln 
mit der aktuellen Frage der Grenzen der Tarifautonomie zusammen-
hängt, die die in den sechziger Jahren beginnende wissenschaftliche Dis-
kussion bis heute hat nicht klären können. 

Die vorliegende Arbeit beabsichtigt, einen Beitrag zu dieser Diskus-
sion zu leisten. Sie hat der Juristischen Fakultät der Universität Mün-
chen im Wintersemester 1973/74 als Dissertation vorgelegen. 

Meinem verehrten Doktorvater, Herrn Professor Dr. Götz Hueck, 
danke ich an dieser Stelle für seine vielseitige Förderung und Unter-
stützung. In seinem arbeitsrechtlichen Doktorandenseminar, in dem ich 
die Grundgedanken meiner Arbeit vortragen durfte, hatte ich Gelegen-
heit, wichtige Anregungen zu bekommen. Ebenso danke ich Herrn 
Dr. Dietrich von Stebut, wissenschaftlicher Assistent an der Universität 
München, für seine Hinweise bei persönlichen Gesprächen. Dankbar 
gedenke ich schließlich meines verstorbenen Lehrers, Herrn Professor 
Dr. Rolf Dietz, der mich kurz vor seinem Tod als Doktorand ange-
nommen hatte. Zu Dank bin ich weiterhin dem Deutschen Akademischen 
Austauschdienst verpflichtet, der durch die Gewährung eines Stipen-
diums meine Studien in der Bundesrepublik ermöglichte; ferner danke 
ich dem Verlag Duncker & Humblot für die Aufnahme der Arbeit in 
seine Schrütenreihe. 

Das Manuskript wurde im März 1973 abgeschlossen. Später erschie-
nene Arbeiten konnten nur noch in den Fußnoten berücksichtigt werden. 

Piraeus, im April1974 
Georg Leventis 
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Erstes Kapitel 

Einleitung 

I. Problemstellung: Gleichbehandlung 
aller Arbeitnehmer und ungleichmäßige Wirkung 

der Arbeitsbedingungen 

Kennzeichnend für unsere Zeit ist, daß die tarifvertragliehen Arbeits-
bedingungen vielfach, ganz besonders in größeren Betrieben, auf alle 
Arbeitnehmer (organisierte und nichtorganisierte) unterschiedslos ange-
wendet werden. Aus dem TVG (§§ 3 Abs. 1, 4 Abs. 1) ergi:bt sich zwar 
daß eine untertarifliche Entlohnung der Nichtorganisierten rechtlich 
zulässig ist. Von dieser Möglichkeit wird aber wenig Gebrauch gemacht. 
Diese Rechtswirklichkeit ist auf mehrere Gründe zurückzuführen: Die 
konjunkturelle Lage ist zweifelsohne der Hauptgrund. Im Zeichen der 
Vollbeschäftigung und des Mangels an Arbeitskräften ist der Arbeit-
geber oft gezwungen, den tariflichen Lohn zu überbieten, da er sonst 
keine Arbeitskräfte findet. Unter diesen Umständen ist es kein Wunder, 
wenn die Nichtorganisierten unter denselben Arbeitsbedingungen wie 
die Organisierten eingestellt werden1• Dazu kommt die Allgemeinver-
bindlicherklärung von Tarifverträgen und die Sorge des Arbeitgebers, 
den Betriebsfrieden nicht zu ·gefährden. Denn es ist nicht zu leugnen, 
daß eine unterschiedliche Behandlung der Organisierten und der Nicht-
organisierten das Betriebsklima vergiften kann2• Ebenso spielt die Be-
fürchtung eine Rolle, daß diese unterschiedliche Behandlung das ohne-
hin überlastete Lohnbüro übermäßig beanspruchen würde3• Endlich 
wird verschiedentlich angenommen, daß die Gleichbehandlung der 
Organisierten und der Nichtorganisierten auf der Absicht des Arbeit-
gebers beruht, die Gewerkschaften zu schwächen bzw. ihnen keine 
neuen Mitglieder zuzuführen4 • Aber durch solche Erwägungen, die wohl 
schwer nachzuweisen sind, wird die Diskussion nicht sehr gefördert. 
Deshalb sollte man sich hier mit der Feststellung begnügen, daß heute 
die Gewährung der tariflichen Arbeitsbedingungen an die meisten 

1 Vgl. auch Biedenkopf, Verhandlungen des 46. DJT, Bd. I/1, S. 115; Gamm-
scheg, Differenzierung, S. 8; Georgi, Die Zulässigkeit von Differenzierungs-
und Tarifausschlußklauseln in Tarüverträgen, Diss. Köln 1971, S. 2; Heußner, 
RdA 1960, S. 295; Hueck, Tarifausschlußklausel, S. 15. 

z Vgl. Gamillscheg, Differenzierung, S. 8; Gitter, JurA 1970, S. 158. 
1 Vgl. Denecke, RdA 1961, S. 13 (14); Gamillscheg, Differenzierung, S. 8. 
4 Gamillscheg, Differenzierung, S. 8. 
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Arbeitnehmer eine Wirklichkeit darstellt, die den verständlichen Inter-
essen des Arbeitgebers entspricht. 

Auf der Arbeitnehmerseite aber sieht die Lage anders aus: Eine 
Minderheit von Arbeitnehmern, d. h. die Organisierten, trägt die ganze 
Last der Organisation, die allen zugute kommt. Der Arbeitsaufwand 
und die Kosten zur Vereinbarung tariflicher Arbeitsbedingungen sind 
nur von den Koalitionsmitgliedern zu erbringen. Die Höhe der Beiträge, 
die die Organisierten an ihren Verband zahlen müssen, ist bei den ver-
schiedenen Gewerkschaften unterschiedlich. Ein Blick in die Satzungen 
der Gewerkschaften des DGB ergibt folgendes Bild: Bei monatlichem 
Bruttoverdienst von je 900, 1250, 1500 DM beträgt die Höhe der Pflicht-
beiträge jährlich im Durchschnitt 120-130, 180, 210 DM5 • Berücksichtigt 
man das, so ist der Schluß naheliegend, daß sich der mit der Verbesse-
rung der Arbeitsbedingungen verbundene Aufwand allein als Belastung 
der Organisierten auswirkt. Diese einseitige Belastung der Organisierten 
hat eine doppelte Bedeutung: Sie ist zunächst jedem Koalitionsmitglied 
unangenehm. Es liegt auf der Hand, daß sich der organisierte Arbeit-
nehmer irgendwie benachteiligt fühlen wird, wenn er sich mit seinen 
nichtorganisierten Kollegen vergleicht, die an seinen Mühen und Orga-
nisationskosten nicht beteiligt sind5a. Darüber hinaus hat die dargelegte 
Belastung der Koalitionsmitglieder durch Beiträge eine für den Bestand 
und die Funktionsfähigkeit der Gewerkschaften besonders wichtige Kon-
sequenz: Sie verringert die Bereitschaft der Arbeitnehmer den Koalitio-
nen beizutreten. Und wenn man sich vergegenwärtigt, daß die wirksame 
Wahrnehmung der Interessen der Organisierten mit der Leistungs-
fähigkeit und folglich mit der Mitgliederzahl der Koalitionen zusam-
menhängt, versteht man durchaus die Sorgen der Gewerkschaften bezüg-
lich des prozentualen Rückgangs ihrer Mitgliederzahlen. Sogar mächtige 
Gewerkschaften haben einen Rückgang der Zahl ihrer Mitglieder im 
Verhältnis zu den Nichtorganisierten des Berufszweiges zu verzeichnenß. 

5 Vgl. Satzungen der Gewerkschaften des DGB in ihrer derzeitigen Fas-
sung. 

sa Vgl. etwa Farthmann, in: Verhandlungen des 46. DJT, Bd. li, D 138. 
6 Der Anteil der gewerkschaftlich organisierten Arbeitnehmer sank von 

37 °/o im Jahre 1951 auf 29,5 Ofo im Jahre 1968. Vgl. Weller, AuR 1970, S. 161; 
vgl. auch Gesamtzahlen im stat. Jahrbuch für die Bundesrepublik Deutsch-
land 1952, S. 84, 97 und 1969, S. 140. Im Jahre 1962 betrug die Gesamtzahl der 
Mitglieder der im DGB zusammengeschlossenen Gewerkschaften 6 430 420, 
1968 waren es 6 375 972. Seit 1968 haben allerdings viele Gewerkschaften 
einen Mitgliederzuwachs zu verzeichnen, der aber nicht konstant ist und 
keinen Zuwachs ihres Organisationsgrades bedeutet. Alarmierend ist vor 
allem die Lage bei manchen Gewerkschaften, die sogar von Jahr zu Jahr 
einen Rückgang auch ihrer absoluten Mitgliederzahlen zu verzeichnen haben 
(insbesondere die Gewerkschaften Textil-Bekleidung, Bergbau und Energie, 
Holz, Land- und Forstwirtschaft). Vgl. Zahlen im Stat. Jahrbuch für die BRD 
1970, S. 136; 1971 S. 140; 1972, S. 138; sowie Informationen in AuR 1970, S. 178; 
1971, s. 114; 1972, s. 156. 
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Allerdings fehlt es bislang an einer umfassenden Untersuchung der 
Gründe für die geringe Organisationsbereitschaft der Arbeitnehmer in 
der Bundesrepublik. Trotzdem dürfte es unbestritten sein, daß der An-
laß dazu neben anderem auch in der Tatsache zu suchen ist, daß heute 
die Mitgliedschaft in den Koalitionen nicht attraktiv genug gestaltet ist7• 

II. Bedenken gegen die innere Berechtigung 
der Forderung nach Differenzierung 

Immerhin bestehen schon Zweifel an der Berechtigung der Forde-
rung nach Differenzierung zwischen Organisierten und Außen-
seitern. Insbesondere A. Hueck8 hat darauf hingewiesen, daß die 
Mitgliedschaft in den Koalitionen viele andere Vorteile mit sich bringt, 
von denen die Nichtmitglieder ausgeschlossen sind. Zu ihnen zählen 
z. B. Streikgelder während eines Arbeitskampfes, die unentgeltliche 
Rechtsberatung und der Rechtsschutz im Prozeß, sowie die Teilnahme 
an zahlreichen Einrichtungen und Veranstaltungen der Gewerkschaften. 
Es ist wohl richtig, daß alle diese Vorteile nicht außer Betracht bleiben 
dürfen. Sie ,können jedoch die festgestellte Belastung der Organisierten 
durch die Gewerkschaftsbeiträge nicht ausgleichen. Der wichtigste Vor-
teil, die Streikunterstützung, wird durch die Sozialhilfe weitgehend 
ausgeglichen, die den Außenseitern von seitender Kommunen gewährt 
wird9• Außerdem kommen viele von diesen Vorteilen nicht allen Ver-
bandsmitgliedern zugute, z. B. nicht alle Organisierten verbringen ihren 
Urlaub in Erholungsheimen usw. Aber noch weniger tragen alle son-
stigen Vorteile der Gewerkschaftszugehörigkeit zu der Mitgliederwer-
bung der Koalitionen bei. Mögen sie auch objektiv wertvoll sein, so 
werden sie doch von den Arbeitnehmern in der Regel nicht hoch einge-
schätzt. Denn der Arbeitnehmer denkt normalerweise an seinen Lohn 
und an Gratifikationen sowie Zuschläge. Verbilligte oder kostenlose 
Theaterkarten sowie die Teilnahme an den zahlreichen Veranstaltungen 
der Gewe11kschaften vermögen daher seinen Beitrittswillen nicht ge-
nügend zu reizen10• 

Es ergibt sich somit, daß jedenfalls auch nach der Berechnung dieser 
Vorteile eine Differenz zulasten der Organisierten bestehenbleibt. Wie 
hoch diese Differenz ist, ist schwer zu sagen. Ihre Höhe liegt selbstver-

7 Vgl. Biedenkopf, Verhandlungen des 46. DJT, Bd. I/1, S. 116; DieUein, 
AuR 1970, S. 200; Hanau, JuS 1969, S. 213; Wagenitz, Die personellen Grenzen 
der Tarifmacht, S. 96. 

8 Tarifausschlußklausel, S. 45. 
9 Vgl. Säcker, Grundprobleme, S. 127 Anm. 315. 
10 Vgl. Gamillscheg, BB 1967, S. 45 (48); Säcker, Grundprobleme, S. 127 

Anm. 315. 


